
Schon beachtlich, was Ministerpräsident
Stefan Mappus seiner neuen Verkehrsmi-
nisterin zutraut. Tanja Gönner, bisher
als Umweltministerin nicht gerade unter-
beschäftigt, ist künftig nicht nur für den
Naturschutz, sondern auch für die Mobi-
lität im Land zustän-
dig. Dort soll sie aller-
dings nicht nur den
Mangel verwalten,
sondern „Butter bei
die Fische bringen“,
wie man so sagt.
Dank ihrer guten Be-
ziehungen in Berlin
soll aus dem Stau-
land Baden-Württem-
berg ein Bauland werden.

Doch Gönner dämpft nun die öffent-
lichen Erwartungen – und vielleicht auch
die ihres Ministerpräsidenten. Sie weiß,
dass der Südwesten für Bundesverkehrs-
minister Ramsauer (CSU) ein Land wie
jedes andere ist. Mit seinem Vorstoß, den
Aufbau Ost zugunsten des Westens zu
stoppen, hat der sich bereits eine blutige
Nase geholt. Mit forschen Forderungen
ist nichts zu gewinnen – allenfalls die Bla-
mage, wenn die Differenz zwischen Soll
und Haben offensichtlich wird. Wie
schnell einem die eigenen Ansprüche vor
die Füße fallen, sieht Gönner beim Gene-
ralverkehrsplan: Zähneknirschend muss
sie eingestehen, dass nicht nur der Bund,
sondern auch das Land mit den Mitteln
geknausert hat. Das alles ändert nichts
an der Feststellung, dass der Südwesten
in die Infrastruktur investieren muss.
Doch Geld ist nicht alles: Viele Verkehrs-
projekte scheitern einfach daran, dass
die örtliche Bevölkerung sich querlegt.
Noch eine Aufgabe für Gönner.

Weder Bund noch Land hätten genü-
gend Geld, um den Bedarf an neuen
Straßen zu decken, meint Tanja Gönner.
Die Ministerin verspricht zugleich mehr
Realitätssinn bei künftigen Planungen.

Von Arnold Rieger

STUTTGART. Ministerpräsident Stefan Map-
pus hat die Latte hoch gelegt. Ausdrücklich
lobte er beim treffpunkt foyer unserer Zei-
tung in der vergangenen Woche die „guten
Berliner Kontakte“ von Umweltministerin
Tanja Gönner, die künftig auch die Ver-

kehrspolitik verantwortet. Er verband da-
mit die Hoffnung, dass sie dort mehr Bundes-
mittel für Infrastrukturprojekte loseist.

Gegenüber unserer Zeitung versichert
Gönner nun, sie werde die Gespräche selbst-
verständlich intensiv führen und die Kon-
takte ausbauen. Angesichts der klammen
Kassen dämpft sie jedoch gleichzeitig die Er-
wartungen. „Man darf sich nichts vorma-
chen: Der Finanzierungsbedarf im Bereich
der Verkehrsinfrastruktur ist bundesweit
sehr groß und übersteigt bei weitem die zur
Verfügung stehenden Mittel.“ Sie rechnet
deshalb mit harten Verteilungskämpfen.

Dieser Realitätssinn kommt offenbar
auch im neuen Generalverkehrsplan zum

Ausdruck, in dem der Südwesten seine ver-
kehrspolitischen Ziele bis zum Jahr 2025
fortschreibt. Es mache keinen Sinn, die
Ziele bei der Infrastrukturplanung so hoch
zu stecken, dass sie am Ende unerreichbar
seien, heißt es im Verkehrsministerium. Zu-
mal auch für den Landesstraßenbau erkenn-
bar sei, dass nicht alle Anmeldungen berück-

sichtigt werden könnten. Der neue General-
verkehrsplan, der noch in diesem Frühjahr
dem Ministerrat vorgelegt werden soll,
werde mehr Realitätsnähe zeigen, heißt es
in der Behörde.

Damit erfüllt Gönner eine Forderung des
Landesrechnungshofs, der den eklatanten
Widerspruch zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit bei Verkehrsprojekten monierte.
Der neue Plan solle „weniger, dafür aber
realisierbare Projekte enthalten“, so die
Prüfer. Dies fordert auch die Landtags-
SPD, die vom alten Generalverkehrsplan
als einem „Dokument des Scheiterns“
spricht.

¿ Tagesthema

BERLIN (dpa). Bundestagsabgeordnete von
Union und FDP verdienen mit Abstand am
häufigsten Geld durch eine Nebentätigkeit
hinzu. Die Parlamentarier der Opposition
hingegen bekommen auch mit Blick auf die
geringere Zahl an Bundestagssitzen deut-
lich seltener eine Aufgabe bezahlt, die über
ihr Mandat hinausreicht. Das geht aus den
am Montag von der Bundestagsverwaltung
veröffentlichten Nebentätigkeits-Angaben
der 622 Abgeordneten hervor.

Demnach haben mindestens 111 Parla-
mentarier eine Nebentätigkeit, mit der sie
bisher 7000 Euro oder mehr verdienten. Mit
67 Politikern führt die Union diese Gruppe
klar an. Die FDP folgt auf Platz zwei mit 25
Abgeordneten. Die SPD kommt nur auf 14,
die Linke auf drei und die Grünen auf zwei
Abgeordnete, die eine Nebentätigkeit mit
entsprechender Bezahlung angaben.
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Tagesthema

STUTTGART (StN). Nach dem Sturmtief
Xynthia haben in der Region Stuttgart die
Aufräumarbeiten begonnen. Die Bahn mel-
dete gestern nur noch geringe Behinderun-
gen in Baden-Württemberg. Auch am Stutt-
garter Flughafen hoben die Maschinen weit-
gehend planmäßig ab.

In der Sturmnacht hatten die Einsatz-
kräfte alle Hände voll zu tun. Allein bei der
Polizei im Kreis Böblingen gingen binnen
weniger Stunden 230 Notrufe wegen Sturm-
schäden ein. Die B 464 bei Weil im Schön-
buch und die Kreisstraße von Malmsheim
nach Heimsheim mussten gesperrt werden.
In Aidlingen kam es zu Stromausfällen, weil
ein Baum gegen eine 20 000-Volt-Freilei-
tung stürzte.

Die Polizei im Rems-Murr-Kreis musste
wegen umgekippter Bäume Straßen sper-
ren. Es gab fünf Unfälle – verletzt wurde
aber niemand.

Union und FDP bei
Nebenjobs vorne Soll und Haben

Die neue Verkehrsministerin Gönner
muss dicke Bretter bohren

Kommt Baden-Württemberg beim Geld
für Straßenbau zu schlecht weg?
www.stuttgarter-nachrichten.de/meinung

Cholesterin – was ist das überhaupt? Das C
steht auf keiner Speisekarte und ist trotz-
dem in aller Munde. Jetzt hat man bei US-
Präsident Barack Obama (48) erhöhte
C-Werte festgestellt. Der 48-Jährige isst
halt ab und an das, was ganz Amerika isst:
fettiges Zeug von der Imbissbude.

Mit Bio-Gemüse wirst du in Amerika nie
Präsident, da endest du wie Al Gore. Gäbe
es bei hohen C-Werten Politikverbot, hätte
Saumagen-Kanzler Helmut Kohl die
Einheit nicht vollendet und Currywurst-
Kanzler Gerhard Schröder nie Hartz IV
erfunden. Ohne C hieße es also: armes

Deutshland! (rai)

Von Fariba Sattler

STUTTGART. Jugendlichen Saufgelagen ein
Ende bereiten – das will der Landtag mit
dem Alkoholverkaufsverbot erreichen. Seit
gestern darf man in Baden-Württemberg als
einzigem Bundesland nach 22 Uhr nur noch
Saft, Sprudel und Co. im Supermarkt, am
Kiosk und in der Tankstelle kaufen.

So die Idee. In der Praxis hapert das Kon-
zept noch. Denn Tankstellen mit Bistro, die
eine Gaststättenerlaubnis haben, dürfen
weiter rund um die Uhr Alkohol verkaufen.
Weshalb das Stuttgarter Wirtschaftsminis-
terium die Kriterien zur Vergabe einer Gast-

stättenerlaubnis verschärfen möchte. So
lange fließt der Alkohol an Tankstellen mit
Schankerlaubnis erst mal weiter.

Doch nicht nur Tankstellen stellen sich
die Frage, ob sie weiter Alkohol unter das
meist junge Volk bringen dürfen. Auch Lie-
ferdienste werden mit dem neuen Gesetz
konfrontiert. Darf zur Pizza noch Bier gelie-
fert werden? So einfach die Frage, so kompli-
ziert die Antwort: Ist es ein reiner Bring-
dienst, darf kein Alkohol verkauft werden.
Ist es ein Restaurant mit Abhol- oder Liefer-
service, darf man sich zur Pizza in der Gast-
stätte auch eine Flasche Wein kaufen. Die
Lieferung ist aber auch hier verboten.

Zu den größten Verlierern zählen die rei-
nen Alkohol-Bringdienste, die landesweit
aus dem Boden sprießen. Unter anderem in
Stuttgart, Sindelfingen und Freiburg kann
man sich über sie Bier, Wodka und Ähnli-
ches nach Hause liefern lassen.

Für die Betreiber dieser Dienste ging die
Arbeit bislang um 22 Uhr erst richtig los.
Das Alkoholverkaufsverbot macht ihnen
nun einen Strich durch ihr Geschäftskon-
zept.

„Ab 22 Uhr dürfen diese Bringdienste kei-
nen Alkohol mehr ausliefern“, stellte eine
Sprecherin von Innenminister Heribert
Rech (CDU) am Montag klar.

Ihre Meinung bitte!

Obama und
das hohe C

Land legt beim Alkoholverbot nach
Noch gelten Ausnahmen für Tankstellenmit Schankerlaubnis – Das soll sich ändern

Zu wenig Geld für den Straßenbau
Verkehrsministerin Gönner erwartet harte Verteilungskämpfe – und dämpft damit die Hoffnungen, die ihr Ministerpräsident geweckt hat

Keine Störungen
mehr nach Xynthia


